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Einleitung

Die Finalität der Europäischen Union umfasst als Begriff nichts Geringeres als
die Zukunft Europas. Er beschreibt einen dynamischen Prozess, der sich als Um-
setzung politischer und wirtschaftlicher Theorien des Rechts begreifen lässt.1 Die
Verwirklichung der Europäischen Union führt dabei stetig zu einer Entwicklung
und Verdichtung europäischer Rechtsnormen selbst, zugleich erfasst sie aber
auch die nationalen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten. Die Frage nach einer
Finalität der Europäischen Union allein juristisch beantworten zu wollen, ver-
spricht auf den ersten Blick indes wenig Erfolg. Zurecht wird zum Teil darauf
hingewiesen, dies sei eher eine Aufgabe der Politik.2 Doch stehen Politik und
Rechtswissenschaften bei der Entwicklung einer europäischen Finalität vielmehr
Seite an Seite. Während die Politik die Inhalte einer Finalität vorgibt, sind juris-
tisch Grundlagen und Grenzen vertiefter Integration zu bestimmen. Beides greift
bei einer Fortentwicklung europäischer Strukturen unweigerlich ineinander. Der
starke Einfluss der Politik auf die Zukunft Europas wird im Rahmen dieser
Untersuchung immer wieder deutlich werden – sei es bei einer Auswertung und
Berücksichtigung nationaler Vorstellungen und Interessen im Integrationspro-
zess oder im Zusammenhang mit den Herausforderungen des jüngsten weltpo-
litischen Geschehens, dem sich die EU wie auch die Mitgliedstaaten gegenüber-
sehen.3

Ein weiterer Aspekt, der in einer erhöhten Relevanz politischer Entscheidun-
gen für die hier geführte Finalitätsdebatte resultiert, liegt in dem Zuschnitt der
Forschungsfrage. Dabei legt die vorliegende Untersuchung den Schwerpunkt auf
die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Union, die ausdrücklich intergou-

1 Das dynamische Moment des Finalitätsdiskurses wird zum Teil in seinem Zusammen-
hang mit der nur schwer vorhersehbaren Entwicklung europäischer Integration kritisch ge-
sehen. So bemerkt beispielsweise J. P. Terhechte, EuR 2017, S. 3 (20) die „offene Finalität“
stelle ein „[…] besonderes Problem für die Innovationskraft der Union […]“ dar und verberge
im Kern die Konzeptlosigkeit auf dem Weg zu einer finalen Gestalt der Europäischen Union.

2 Diese Überlegung findet sich etwa bei U. Volkmann, Vom Ursprung und Ziel der Euro-
päischen Union: Die Perspektive der Rechtswissenschaft, in: G. Kirchhof/H. Kube/R.
Schmidt (Hrsg.), Von Ursprung und Ziel der Europäischen Union, Tübingen 2016, S. 57.

3 Vornehmlich sei dabei auf den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine abgestellt, der
unmittelbare Auswirkungen auf die EU hat ebenso wie auf das Verhältnis der EU zur NATO.
Beide Aspekte werden in dieser Arbeit ausführlich aufgegriffen und in die Überlegungen einer
Finalität miteinbezogen.
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vernemental geprägt und ausgestaltet ist.4 Merkmale sind etwa das Gebot der
Einstimmigkeit5 oder die weitgehende Ausklammerung der Gemeinsamen Si-
cherheits- und Außenpolitik von der Jurisdiktionsgewalt des Gerichtshofes der
EuropäischenUnion6.BereitsdieseAuswahlanEigenheiten europäischerAußen-
und Sicherheitspolitik7 vermag den besonderen Charakter des Intergouverne-
mentalen zu veranschaulichen. Über Loyalitätsplichten und das Kohärenzgebot
treten weitere Merkmale hinzu, die es bei einer Fortentwicklung der europäi-
schen Verteidigungspolitik zu berücksichtigen gilt.8 Soll ein Weg zukünftiger si-
cherheits- und verteidigungspolitscher Ausrichtung der Europäischen Union ge-
funden werden, der von allen Mitgliedstaaten getragen wird, bedarf es eines
belastbaren Konsenses über deren Gestalt. Dass dieser sowohl generell über die
Finalität als auch hinsichtlich jeder partiellen Maßnahme errungen werden muss,
versteht sich dabei von selbst – und zugleich illustriert dieser Befund, welche
Aufgaben sich Europäischer Union und ihren Mitgliedstaaten stellen.

Ein Moment, das als Katalysator der Finalitätsdebatte gelten kann9, ist die
spätestens durch den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine allen gewahr ge-
wordene Notwendigkeit einer Stärkung nationaler und europäischer Verteidi-
gungsfähigkeit.10 Nur zu deutlich erklangen in diesem Zusammenhang europä-

4 Weitgehend ausgeklammert werden dabei die Aspekte der Cybersicherheit, des Um-
gangs mit den Gefahren im Weltraum und der Nachhaltigkeit. Ebenso werden haushalts-
rechtliche Überlegungen nur am Rande angestellt.

5 Dieses findet sich in Art. 24 Abs. 1 UAbs. 2 S. 2 EUV sowie Art. 31 Abs. 1 S. 1 EUV.
6 Dies ergibt sich unmittelbar aus Art. 24 Abs. 1 UAbs. 2 S. 6 EUV.
7 Weitere Aspekte werden in Kapitel 2 und 4 ausführlich erörtert. Die Gemeinsame Si-

cherheits- und Verteidigungspolitik, die hier den Schwerpunkt der Untersuchung darstellt,
bildet nach Art. 42 Abs. 1 S. 1 EUV einen integralen Bestandteil der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik (siehe dazu Kapitel 2, D. I.). Da im Kern die Finalität der Gemeinsa-
men Sicherheits- und Verteidigungspolitik mit ihren rechtlichen Grenzen erörtert wird, blei-
ben weitere Aspekte des gesamten Spektrums der europäischen Außenpolitik weitgehend
außen vor, siehe dazu auch die Begriffsbestimmung in Kapitel 2, B. II. 1.

8 Siehe dazu ausführlich in Kapitel 2, C. I.
9 Dieser Begriff findet sich ebenfalls in anderen Zusammenhängen in der Finalitätsde-

batte. So wurde die durch den Vertrag von Lissabon geschaffene Möglichkeit zur Ständigen
Strukturieren Zusammenarbeit sowie die Erweiterung des Aufgabenspektrums, etwa durch
die Aufnahme der sog. Petersberg-Aufgaben in Art. 43 EUV als Katalysator einer verstärkten
Koordinierung von Verteidigungsfähigkeiten gesehen, J. Spatz, Ein Umdenken in der Ge-
meinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU ist nötig, in: G. F. Kal-
drack/H.-G. Pöttering (Hrsg.), Eine einsatzfähige Armee für Europa, Baden-Baden 2011,
S. 330 (337). Gleiches gilt für das Zusammenfinden sog. minilateraler Kooperationen, also
einer Zusammenarbeit zwischen lediglich einer kleinen Zahl an Staaten, wie A. Bendiek/R.
Kempin/N. von Ondarza, SWP-Aktuell 31 (2018) auf S. 2 herausstellen. Einen Zusammen-
hang zu einer erneuten EU-Erweiterung, die als Katalysator für Fortschritt, beispielsweise
hinsichtlich der Vollendung einer Verteidigungsunion wirken soll, stellt Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen in ihrer Rede zur Lage der Union 2023 her, abrufbar unter:
https://state-of-the-union.ec.europa.eu/state-union-2023 de, S. 16.

10 Wie im Rahmen dieser Arbeit zu zeigen sein wird, wird eine drängende Steigerung der
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ische Rufe nach einem Quantensprung in der europäischen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik sowie in ihrem nationalen Pendant nach einer Zeitenwende
deutscher Verteidigungspolitik.11 Beide Begriffe versprechen umwälzende und
positiv konnotierte Entwicklungsprozesse auf nationaler und europäischer
Ebene. Wie diese auszugestalten sind und welche rechtlichen (und politischen)
Hürden es bei ihrer Umsetzung zu bedenken gilt, soll vorliegend eingehend un-
tersucht werden. Nur so können die ausgegebenen Zielsetzungen auf ihre Trag-
fähigkeit und Praktikabilität hin überprüft werden.

Nach einer kurzen Darstellung wesentlicher Eckpunkte der historischen Ent-
wicklung der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik (Kapitel 1) soll daher
zunächst ein Blick auf die gegenwärtige rechtliche Ausgestaltung derselben gelegt
werden (Kapitel 2). In diesem Zusammenhang sind ebenfalls die Begriffe der
Supranationalität und des Intergouvernementalismus von Interesse sowie ihr Ver-
hältnis zu dem der Souveränität im verteidigungspolitischen Kontext. Um die
Auswirkungen jeglicher finalitätsbezogener Entwicklungen der Sicherheits- und
Verteidigungspolitik auf nationaler Ebene abbilden zu können, werden unter den
Aspekten der offenen Staatlichkeit und spezifisch des Wehrverfassungsrechts so-
dann die verfassungsrechtlichen Grundlagen der Debatte gelegt (Kapitel 3). Da-
bei wird neben dem Verhältnis der einschlägigen Normen offener Staatlichkeit
insbesondere auf die rechtlichen Unstimmigkeiten rund um Art. 87a GG einzu-
gehen sein, dessen Reformbedarf seit Langem angemahnt wird und zu dessen
Abhilfe verschiedene Möglichkeiten diskutiert werden. Unter besonderer Be-
rücksichtigung des verfassungsrechtlichen Friedensbegriffes soll der rechtswis-
senschaftlichen Diskussion dabei ein weiterer Impuls gegeben werden.

Mit Kapitel 4 schließt sich eine tiefgehende und komplexe Analyse der auf
europäischer und nationaler Ebene konkret erwogenen Szenarien einer Finalität
europäischer Sicherheits- und Verteidigungspolitik an. Dabei werden sowohl
Arbeiten der Kommission als auch die Reden zur Lage der Union sowie der sog.
strategic compass for security and defence12 auf ihren Modellcharakter hin ausge-
wertet. Auf deutscher Ebene finden sich neben dem Weißbuch zur Sicherheits-
politik und zur Zukunft der Bundeswehr vor allem in der Nationalen Sicherheits-
strategie Anhaltspunkte einer anvisierten Fortentwicklung nationaler und eu-
ropäischer Verteidigungspolitik. Zwar sind diese Dokumente oftmals recht vage
gehalten, doch offenbaren sie auf europäischer Ebene einen deutlichen Willen zur
Integration (bis hin zu einer sog. Verteidigungsunion)13, während dies auf natio-

Verteidigungskapazitäten von EU-Seite und den Mitgliedstaaten häufig referentiell an diesen
Konflikt geknüpft. Siehe hierzu etwa den sog. Strategischen Kompass, Rat der Europäischen
Union, 7371/22 v. 21.03.2022, S. 5 sowie die Nationale Sicherheitsstrategie, abrufbar unter
https://www.bmvg.de/resource/blob/5636374/38287252c5442b786ac5d0036ebb237b/natio-
nale-sicherheitsstrategie-data.pdf, S. 5.

11 Rat der Europäischen Union, 7371/22, S. 2, 4 sowie im Hinblick auf die sog. integrierte
Sicherheit siehe die Nationale Sicherheitsstrategie, S. 33.

12 Rat der Europäischen Union, 7371/22 v. 21.03.2022.
13 Diesen Begriff verwenden etwa die Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen in
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naler Seite eher verhalten zum Ausdruck kommt. Gleichwohl lassen sich – auch
vor dem Hintergrund des ebenfalls in den Blick zu nehmenden strategic concepts
der NATO – klare Entwicklungslinien herausarbeiten, die sich grob in zwei Sze-
narien einteilen lassen. Zumindest in Bezug auf unionale Vorgaben sind diese
zudem an Art. 42 Abs. 2 EUV und dem darin enthaltenen Begriff der gemeinsa-
men Verteidigung zu spiegeln.

Ausgehend von den nunmehr konkretisierten Modellen einer sicherheits- und
verteidigungspolitischen Finalität der Europäischen Union werden diese in dem
sich anschließenden Kapitel 5 auf ihre Vereinbarkeit mit verfassungsrechtlichen
Grenzen untersucht. Das auf eine weitere Vertiefung mitgliedstaatlicher Ko-
operation ausgerichtete erste Szenario gerät dabei etwa mit dem Ansinnen, das
Einstimmigkeitsprinzip durch (qualifizierte) Mehrheitsentscheidungen abzulö-
sen, nicht nur an primärrechtliche Grenzen. Daneben sind Fragen der demo-
kratischen Rückbindung von Entscheidungen im Bereich der Gemeinsamen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik zu diskutieren ebenso wie die Grenzen, die
sich aus dem Friedensbegriff des Grundgesetzes ergeben. Gleiches gilt für das
zweite Szenario, das eine Vertiefung der Integration bis hin zu einer europäischen
Armee umfasst. Spätestens hier werden verfassungsrechtlich drängende Fragen
nicht mehr ohne einen Bezug zu Art. 79 Abs. 3 GG befriedigend zu lösen sein.
Gemein ist der Diskussion beider Modelle vor dem Hintergrund der Verfassung
letztlich, dass nach den Grenzen verteidigungspolitischer Integration und damit
verbundener Vergemeinschaftung einer Ausübung von Hoheitsrechten zu fragen
ist. Über welche verfassungsrechtlich zulässigen Wege eine Beteiligung der Bun-
desrepublik an einer vertieften europäischen Verteidigungspolitik möglich ist, ist
dabei ebenso zu erörtern, wie Möglichkeit und potentielle Folge einer Über-
schreitung der verfassungsrechtlichen Grenzen.

Das am Ende der Untersuchung klar umrissene Potential der Modelle einer
europäischen verteidigungspolitischen Finalität unter gleichzeitiger Herausar-
beitung konkreter verfassungsrechtlich zulässiger Maßnahmen soll der Politik
als möglicher Handlungsleitfaden dienen, jedenfalls aber vor einer rechtlich be-
dingten Handlungsunfähigkeit im Rahmen fortschreitender sicherheits- und ver-
teidigungspolitischer Integration bewahren. Denn eines lässt sich nicht nur an-
gesichts des Angriffskrieges Russlands auf die Ukraine schwer leugnen – die
Notwendigkeit einer drängenden Reform der bisherigen europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik.

ihrer Rede zur Lage der Union 2023, S. 16 und das Weißbuch zur Zukunft Europas,
COM/2017/2025 final, S. 23 ff.



Kapitel 1

Die Anfänge europäischer Sicherheits- und
Verteidigungspolitik bis zum Vertrag von Lissabon

Zu Beginn einer jeden Überlegung zu der Zukunft der europäischen Sicherheits-
und Verteidigungsarchitektur steht eine Rückbesinnung auf die Anfänge der eu-
ropäischen Zusammenarbeit. Das Verständnis der ursprünglichen Ziele, die mit
dem Wunsch nach einer engeren europäischen Kooperation verbunden waren
und das Erfassen deren Modifizierungen im Laufe der Zeit verhelfen der Fina-
litätsdebatte zu einem soliden Ausgangspunkt. Dabei wird der Schwerpunkt in
der Darstellung der jeweiligen verteidigungspolitischen Erwägungen liegen, sich
darin aber nicht erschöpfen, da stets die gesamte europäische Ausrichtung von
Politik und Rechtssystem zu berücksichtigen ist, möchte man das referentielle
Zusammenwirken aller Beteiligten abbilden.1 Dies gilt umso mehr für den Be-
reich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, deren intergouvernemen-
taler Charakter dem politischen Moment besondere Relevanz für die Finalitäts-
debatte zuweist.

A. Die europäische Idee in der frühen Nachkriegszeit – Über das
Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft bis zu den

Pariser Verträgen

I. Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl

Eine gemeinsam gedachte europäische Verteidigung kann nicht ohne eine ge-
meinsam verfolgte europäische Idee existieren. Damit setzen die Überlegungen
zu den Ursprüngen europäischer Sicherheits- und Verteidigungsambitionen un-
mittelbar an den Anfängen der heutigen Europäischen Union selbst an. Deren
Basis wurde mit der Unterzeichnung des Vertrages über die Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) am 18. April 1951 gelegt.2

Diese ging maßgeblich auf den Entwurf einer Gestalt Europas nach dem Zweiten

1 So spricht etwa auch H. v. der Groeben, ZEuP 1997, S. 225 (226) davon, die europäische
Integration fordere die Politik ständig heraus, „[…] ihre Ziele durch gemeinsames Handeln
und gemeinsame Maßnahmen zu erreichen […]“.

2 Gesetz betreffend den Vertrag vom 18. April 1951 über die Gründung der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, BGBl. II 1952, S. 445.
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Weltkrieg zurück, die der damalige Minister für auswärtige Angelegenheiten
Frankreichs, Robert Schuman, in einer Regierungserklärung 1950 äußerte.3 Die
von ihm anvisierte Zusammenlegung der französisch-deutschen Kohle- und
Stahlproduktion sowie deren Unterstellung unter eine gemeinsame sog. Hohe
Behörde sollte „den ersten Grundstein einer europäischen Föderation bilden, die
zur Bewahrung des Friedens unerlässlich ist.“4 Die Übernahme von Kontroll-
funktionen über die Gewinnung und Nutzung rüstungspolitisch zentraler Güter
durch die Hohe Behörde und nicht durch die Mitgliedstaaten selbst sollte damit
wesentlich zum Aufbau einer Friedensordnung beitragen.5 Ein Beitritt weiterer
europäischer Länder zu dem Bündnis wurde von Schuman zudem nicht nur als
möglich angesehen, sondern war ebenfalls vorgesehen.6 Dabei wurde die Fina-
lität des Bündnisses bewusst offengelassen, um eine möglichst hohe Akzeptanz
der Verbindung föderaler Aspekte und funktionaler Integration unter den Mit-
gliedstaaten zu erreichen.7

Der supranationale Charakter dieses Friedensbündnisses, das bis dahin ein-
zigartig in der politischen Landschaft war, ergibt sich bereits aus dem Gründung-
vertrag. So wurde mit Art. 8 des Vertrages die Hohe Behörde eingesetzt, deren
Aufgabe es danach war, „[…] für die Erreichung der in diesem Vertrag festgeleg-
ten Zwecke nach Maßgabe des Vertrages zu sorgen.“. Sie war damit ein Exeku-
tivorgan der EGKS, dem beispielsweise die Kompetenz zum Abschluss von Ver-
trägen mit anderen Völkerrechtssubjekten zugeschrieben wurde.8 Art. 9 des Ver-
trages verpflichtete die Mitgliedstaaten ausdrücklich dazu, den überstaatlichen
Charakter der Hohen Behörde zu achten und von deren Beeinflussung abzuse-
hen. Um ihre Aufgaben erfüllen zu können, sah Art. 14 des Vertrages drei Hand-
lungsformen vor – Entscheidungen, Empfehlungen und Stellungnahmen. Wäh-
rend erstere in allen Teilen verbindlich waren, kam Empfehlungen nur hinsicht-
lich ihrer Ziele Verbindlichkeit zu, während die Wahl der Mittel zur Erreichung
dieser Ziele den Adressaten überlassen war.9 Durch die mit der Hohen Behörde

3 Regierungserklärung des Ministers für Auswärtige Angelegenheiten, Robert Schuman,
v. 09.05.1950, abgedruckt in: P. Fontaine, Eine neue Ordnung für Europa, S. 46 ff. Zu berück-
sichtigen ist, dass die Initiative Schumans stark von den Gedanken Jean Monnets inspiriert
war, wie K. Schwabe, Jean Monnet, S. 162 feststellt und zuvor ab S. 147 ausführlich nach-
weist.

4 Regierungserklärung R. Schumans, abgedruckt in: P. Fontaine, Eine neue Ordnung für
Europa, S. 46 (47).

5 F. C. Mayer, NJW 2017, S. 3631 (3632) mit dem Hinweis darauf, dass aus der Hohen
Behörde die heutige Europäische Kommission hervorgegangen ist.

6 So spricht R. Schuman von Frankreich, Deutschland und den „[…] anderen teilnehmen-
den Länder[n] […]“, Regierungserklärung, abgedruckt in: P. Fontaine, Eine neue Ordnung
für Europa, S. 46 (47).

7 So T. Bruha/C. Nowak, AVR 42 (2004), S. 1 (3), die diese dem Schuman-Plan eigene
Verknüpfung als „genial“ bezeichnen.

8 Dazu vertiefend siehe bei H.-J. Hallier, ZaöRV 17 (1956), S. 428.
9 Dies ergibt sich aus Art. 14 des Gründungsvertrages.
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angelegte Möglichkeit der Zuweisung von Hoheitsrechten unterschied sich die
EGKS fundamental von dem sonst im Völkerrecht bis dahin allein geltenden
Kooperationsprinzip.10

II. Der Europarat und die Initiative einer
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft

Kurz vor der Gründung der EGKS wurde am 5. Mai 1949 bereits das Statut zur
Gründung des Europarates unterzeichnet, dem zunächst zehn europäische
Staaten ohne deutsche Beteiligung angehörten.11 Aufgabe des bis heute bestehen-
den Europarates war und ist es nach Art. 1 lit. a seiner Satzung „[…] einen eng-
eren Zusammenschluss unter seinen Mitgliedern zu verwirklichen, um die Ideale
und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe sind, zu schützen und zu fördern und
um ihren wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu begünstigen.“. Auch der
Europarat stellt damit einen Mechanismus der effektiven Friedensbewahrung
und -förderung dar.

Explizit von den Kompetenzen des Europarates ausgenommen wurden nach
Art. 1 lit. d Fragen der nationalen Verteidigung. Angelegenheiten der nationalen
und gesamteuropäischen Verteidigung wurden parallel zu der Gründung der
EGKS und des Europarates vielmehr nach einem Modell des französischen Mi-
nisterpräsidenten René Pleven unter dem Oberpunkt einer vereinigten europäi-
schen Armee diskutiert.12 Diese sollte aus nationalen Einheiten zusammengesetzt
sein und dem Oberbefehl eines gemeinsamen Verteidigungsministers unterste-
hen, der selbst wiederum der Kontrolle einer europäischen Versammlung zu un-
terliegen hätte – eine Idee, die die französische Nationalversammlung allerdings
verwarf.13 Kurz zuvor hatte jedoch der Europarat das Ansinnen Winston Chur-
chills befürwortet, eine europäische Armee aus westdeutschen Verbänden und
gesamteuropäisch kontrolliertem gemeinsamen Verteidigungsminister zu grün-
den.14

Die verschiedenen Lösungsansätze bündelten sich schließlich in dem Modell
einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft15, die jedoch 1954 endgültig

10 P.-C. Müller-Graff, in: M. Dauses/M. Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschafts-
rechts, A. A. I. Rn. 13. Siehe zu dem Begriff der Hoheitsrechte ausführlich weiter unten in
Kapitel 2, A. II. sowie in Kapitel 3, B. II.

11 Satzung des Europarates v. 5. Mai 1949, BGBl. I 1950, S. 263.
12 J. Bergmann (Hrsg.), Handlexikon der Europäischen Union, Zeittafel der Europäischen

Einigung, S. 1219.
13 E. Röper/C. Issel, ZRP 11/2003, S. 397 (398).
14 F. Seiller, Der historische Vergleich, in: S. Graf von Kielmansegg/H. Krieger/S. Sohm

(Hrsg.), Multinationalität und Integration im militärischen Bereich, S. 31 (36) sowie E. Rö-
per/C. Issel, ZRP 11/2003, S. 397 (398). Siehe zu den Bemühungen Winston Churchills und
der Abkehr zum ursprünglich geltenden Verbot der Wiederbewaffnung Deutschlands auch
bei V. Epping, in: G. Dürig/R. Herzog/R. Scholz (Hrsg.), GG, Art. 65a Rn. 5.

15 Im Folgenden als „EVG“ bezeichnet. Diese sollte sowohl strukturell die Sicherheit
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scheiterte16. Sie war nach ihrem Artikel 117 als überstaatliche Organisation mit
gemeinsamen Organen, Streitkräften und gemeinsamem Haushalt konzipiert.
Artikel 5 sah zudem eine enge Zusammenarbeit mit der Organisation des Nord-
atlantikpaktes18 vor. Die sog. Europäischen Verteidigungsstreitkräfte sollten da-
bei aus einer „Verschmelzung“ nationaler Kontingente errichtet (Art. 9 des EVG-
Vertrages) und ihre Mitglieder einer einheitlichen Militärdisziplinarordnung un-
terworfen werden19. Etwaig daneben bestehende Land- und Seestreitkräfte soll-
ten in ihrer Größe nur soweit bestehen, als sie den nationalen Beitrag zu den
Europäischen Verteidigungsstreitkräften nicht beeinträchtigten.20 Als Vertrags-
partner weist die Präambel neben Deutschland Belgien, Frankreich, Italien, Lu-
xemburg und die Niederlande aus.21 Als sich die französische Nationalversamm-
lung mit der EVG befasste, wurde diese allerdings mit Stimmenmehrheit von der
Tagesordnung entfernt und damit jeglicher parlamentarischer Befassung entzo-
gen,22 sodass dem Vorhaben mangels Ratifikation durch sämtliche Vertragsstaa-
ten kein Erfolg beschieden war.

Die Gründe für das Scheitern der EVG liegen aus historischer Sicht auf der
Hand: Insbesondere Frankreich war vor dem Hintergrund der Gräuel des Zwei-
ten Weltkrieges, die erst kurz zurücklagen, bei dem Gedanken militärischer Rüs-
tungsbemühungen Deutschlands unwohl und wollte diese vorerst unterbunden

erhöhen als auch die politische Einigung Europas befördern, indem zugleich eine auf der
EVG basierende Europäische Politische Gemeinschaft (EPG) anvisiert wurde, siehe dazu bei
E. v. Puttkamer, ZaöRV 17 (1956/1957), S. 448 (460).

16 N. Scheffel, NVwZ 2018, S. 1347 (1348).
17 Gesetz betreffend den Vertrag vom 27. Mai 1952 über die Gründung der Europäischen

Verteidigungsgemeinschaft und betreffend den Vertrag vom 27. Mai 1952 zwischen dem Ver-
einigten Königreich und den Mitgliedstaaten der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft,
BGBl. II 1954, S. 342.

18 Siehe dazu sogleich vertieft unter A. IV.
19 So Art. 79 des EVG-Vertrages. Siehe dazu auch bei S. Lang, ZRP 7/2000, S. 268 (270).
20 Dies normiert Art. 10 § 5 des EVG-Vertrages.
21 Deutschland wäre dabei politisch und militärisch Gleichberechtigung mit den anderen

Staaten zugekommen. Die Stimmen im Ministerrat wären an dem nationalen Beitrag zur
EVG auszurichten gewesen, sodass Deutschland sogar eine einflussreiche Rolle hätte zukom-
men können. Dies alles ist unter der Voraussetzung zu sehen, dass eine wehrhafte deutsche
Armee durch die Organisation der EVG – bestehend aus vorwiegend kleinen Truppenkon-
tingenten unterschiedlicher Nationen – von vornherein ausgeschlossen wurde, was zur Be-
ruhigung der übrigen Vertragsstaaten beitrug. Siehe dazu ausführlich bei W. Schwengler,
Sicherheit vor Deutschland, in: B. Thoß (Hrsg.), Vom Kalten Krieg zur deutschen Einheit,
S. 101 ff.

22 H. Rösler, EuR 2005, S. 370, der auf das damit verknüpfte Projekt der EPG hinweist,
das mit dem Scheitern der EVG ebenfalls nicht verwirklicht wurde. Hinzuweisen ist in diesem
Zusammenhang, dass (zumindest) der Begriff der EPG mittlerweile eine Renaissance erlebt.
Als Plattform für eine politische Koordination wurde sie auf Vorschlag des französischen
Staatspräsidenten Emmanuel Macron 2022 initiiert und dient vorrangig als Forum des Aus-
tausches. Siehe dazu unter https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/epg-hinter
grund-2193492.
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wissen.23 Ein europäisches Oberkommando der eigenen Streitkräfte sah Frank-
reich auch deshalb kritisch, da es zu dieser Zeit sowohl seine Stellung als Atom-
macht ausbaute als auch zahlreiche Überseegebiete selbstständig zu kontrollie-
ren suchte.24 Gleiches gilt für die Rolle Großbritanniens, das zwar mit der EVG
institutionell und militärisch kooperieren wollte, dem Bündnis selbst jedoch aus
Sorge vor Souveränitätsverlust eine Mitgliedschaft verweigerte.25 Diese jeweilig
nationalen Entwicklungen sprachen sämtlich gegen die von der EVG verfolgten
Ziele.

III. Der Beitritt Deutschlands zum WEU-Vertrag

Doch die Befürworter der gemeinsamen europäischen Bemühungen um Frieden
und Stabilität ließen sich von diesem Rückschlag nicht entmutigen. Gelang es
auch nicht auf diesem Wege, eine europäische Sicherheitsarchitektur zu formen,
die insbesondere von den Vereinigten Staaten von Amerika als Stütze der NATO
entschieden gefordert wurde, führten intensive Verhandlungen zum Abschluss
der sog. Pariser Verträge.26 Diese bezogen sich auf die am 17. März 1948 zwischen
Frankreich, Großbritannien, Belgien, den Niederlanden und Luxemburg ge-
gründete Westunion27, die verteidigungsstrategisch der Abwehr möglicher Ge-
fahren durch die sowjetische Expansion in den Gebieten Osteuropas dienen
sollte28. Im Rahmen der Pariser Verträge vom 23. Oktober 195429 wurden
Deutschland und Italien in die Westunion aufgenommen.30 Zugleich wurde die

23 E. Röper/C. Issel, ZRP 11/2003, S. 397 (399).
24 H. Rösler, EuR 2005, S. 370 (372 f.).
25 N. Scheffel, Europäische Verteidigung, S. 64 sowie S. 72 ff. zu weiteren Gründen des

Scheiterns der EVG. Die Sorge vor Souveränitätseinbußen war nach W. Hoyer, Die Euro-
päische Armee, in: G. F. Kaldrack/H.-G. Pöttering (Hrsg.), Eine einsatzfähige Armee für
Europa, S. 68 f. auf französischer Seite neben den bereits genannten Gründen ebenfalls ge-
geben.

26 F. Schorkopf, Der europäische Weg, S. 13; K. Schwabe, Jean Monnet, S. 204. Die Pariser
Verträge finden sich in BGBl. II 1955, S. 213.

27 Vertrag über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Zusammenarbeit und über kollek-
tive Selbstverteidigung, UNTS 19 (1948), S. 51, abrufbar unter: https://treaties.un.org/doc/Pu
blication/UNTS/Volume%2019/v19.pdf. Siehe zu der Ratifikation durch die Bundesrepublik
Deutschland BGBl. II 1955, S. 256. Zum Wortlaut des Vertrages siehe BGBl. II 1955, S. 283.
Die Westunion wird auch als „Brüsseler Pakt“ bezeichnet. Mit ihm begann die sicherheits-
politische Zusammenarbeit der westeuropäischen Staaten, W. Wessels, Das Politische System
der Europäischen Union, S. 10.

28 P.-C. Müller-Graff, in: M. Dauses/M. Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschafts-
rechts, A. A. I. Verfassungsziele der Europäischen Union, Rn. 8.

29 BGBl. II 1955, S. 213.
30 BGBl. II 1955, S. 258 – Protokoll zur Änderung und Ergänzung des Brüsseler Vertrages,

Art. 1. BGBl. II 1955, S. 306 – Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und den Drei Mächten. Dieser Vertrag wird auch als „Deutschlandvertrag“
bezeichnet. Siehe näher dazu bei F. C. Mayer, NJW 2017, S. 3631 (3637).
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Westunion in die Westeuropäische Union31 umgewandelt. Die Ausformung der
WEU als militärisches Beistandsbündnis unter den Mitgliedstaaten in Art. 5 des
Brüsseler Paktes hatte auch zur Folge, dass Deutschland als Teil der WEU eine
Wiederbewaffnung möglich war32 – jedoch nur unter den Auflagen der Anlage 1
zu Protokoll Nr. III über die Rüstungskontrolle, wie etwa der Verpflichtung, auf
die Herstellung von Atomwaffen zu verzichten33.

Das umfangreiche Pariser Vertragswerk war ein in sich geschlossenes System,
bei dem das Inkrafttreten der einzelnen Vertragsteile sorgfältig aufeinander ab-
gestimmt wurde, was insbesondere mit den dort geregelten Fragen der schritt-
weisen Wiedererlangung voller Souveränität Deutschlands zusammenhing.34

Diese wurde nunmehr in Art. 1 Abs. 2 des revidierten Deutschlandvertrages vor-
gesehen.35 Wesentlich war zudem die damit einhergehende Beendigung des Be-
satzungsstatuts nach Art. 1 Abs. 1 des Deutschlandvertrages.36 Mit den Pariser
Verträgen wurden damit verschiedene national und zugleich gesamteuropäisch
bedeutsame Entscheidungen getroffen,37 die auch die Rolle Deutschlands im
Rahmen des Nordatlantikvertrages betrafen, wie sogleich zu zeigen sein wird.

IV. Die Rolle der NATO

Parallel zu den kontinentaleuropäischen Konzepten einer verteidigungspoliti-
schen Zusammenarbeit ist auch die Entwicklung der North Atlantic Treaty Or-
ganization, also der Nordatlantikpakt-Organisation38, in den Blick zu nehmen.
Gegründet wurde die NATO mit Vertrag vom 04. April 1949.39 Ausweislich der
Präambel versteht sich die NATO auf Grundlage der Charta der Vereinten Na-
tionen als Bündnis zur Erhaltung des Friedens und der Sicherheit und ist in
diesem Sinne besonders um eine gemeinsame Verteidigung bemüht.40 Ausdruck

31 Im Folgenden als „WEU“ bezeichnet.
32 U. Sieber, in: ders./H. Satzger/B. v. Heintschel-Heinegg (Hrsg.), Europäisches Straf-

recht, Einführung, Rn. 119. E. Röper/C. Issel, ZRP 11/2003, S. 397 (399) bemerken, dass diese
Lösung nunmehr auf kooperativem und nicht mehr, wie bei der EVG vorgesehen, suprana-
tionalem Boden stand.

33 BGBl. II 1955, S. 266. J. Schwarz, ZfP 1/1994, S. 1 (6) beschreibt die (Rüstungs-)Kon-
trolle der WEU über ihre Mitgliedstaaten und allen voran die Bundesrepublik Deutschland
als eine der Kernaufgaben der WEU. Zu den innerstaatlichen Folgen siehe die Ausführungen
zu der Entwicklung des Wehrverfassungsrechts in Kapitel 3, C. I. 2.

34 E. v. Puttkamer, ZaöRV 17 (1956/1957), S. 448 (452).
35 BGBl. II 1955, S. 218 sowie BGBl. II 1955, S. 306.
36 BGBl. II 1955, S. 218 sowie BGBl. II 1955, S. 306.
37 BGBl. II 1955, S. 306 enthält neben den genannten Regelungen ebenso Festlegungen

über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der Bundes-
republik Deutschland, Änderungen des Finanzvertrages und steuerlicher Modalitäten sowie
Änderungen zu dem Vertag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen.

38 Im Folgenden als „NATO“ abgekürzt.
39 Der Gründungsvertrag findet sich in dem BGBl. II 1955, S. 289.
40 Siehe zu dem Begriff des Friedens im Rahmen der NATO in Kapitel 3, C. III. 2.
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